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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – Wo stehen die Parteien in Österreich? 

1  DIE POLITISCHE LANDSCHAFT ÖSTER-
REICHS

Lange Zeit war Österreich, wie viele andere westeuropäische 
Staaten auch, durch ein stabiles bipolares Parteiensystem 
geprägt mit der Sozialdemokratischen Partei Österreichs 
(SPÖ) auf der einen und der konservativen Österreichischen 
Volkspartei (ÖVP) auf der anderen Seite. Ab den 1980ern 
etablierten sich die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) und 
die Grünen als feste Größe abseits der beiden großen Volks­
parteien. In den 1990er-Jahren konnte mit der FPÖ ein 
rechtspopulistischer Akteur im europäischen Vergleich be­
reits sehr früh über 15 Prozent der Wählerstimmen auf sich 
vereinigen, weshalb auch von einem »Zweineinhalbparteien­
system« die Rede war. Die FPÖ bildet das »dritte Lager«, das 
seine historischen Wurzeln im Nationalismus und Liberalis­
mus hat. So schien sich die FPÖ zunächst als dritte große 
Partei zu etablieren, verlor um die Jahrtausendwende jedoch 
deutlich an Zustimmung, wodurch die Dominanz der beiden 
großen Volksparteien wieder stärker sichtbar wurde. Seit 
2008 befindet sich die FPÖ jedoch wieder deutlich im Auf­
wind, was für SPÖ und ÖVP Stimmverluste bedeutet. Neben 
den drei traditionellen »Lager«-Parteien ÖVP, SPÖ und FPÖ 
waren lediglich die Grünen bis zur Wahl 2017 eine beständi­
ge Größe, die bis dato 31 Jahre lang im Nationalrat vertreten 
waren, bevor sie den Einzug in das Parlament bei der letzten 
Wahl verpassten. Für neu aufkommende Kleinparteien wie 
»Team Stronach« oder »JETZT« erwies sich eine langfristige 
Etablierung oft als schwierig. Relativ erfolgreich war bislang 
das Abschneiden der seit 2013 im Parlament vertretenen li­
beralen Partei NEOS.

Nachdem die seit 2006 andauernde Kanzlerschaft der SPÖ, 
die mit der ÖVP in einer Großen Koalition regierte, nach elf 
Jahren im Sommer 2017 durch koalitionsinterne Unstimmig­
keiten und anschließende Neuwahlen endete, bildete in den 
letzten zwei Jahren ein national-konservatives Bündnis aus 
ÖVP und FPÖ die Regierungskoalition. Diese fand im Zuge 
der sogenannten »Ibiza-Affäre« im Mai 2017 ein vorzeitiges 
Ende: Von Journalisten veröffentlichtes Videomaterial zeigt 
u.a. FPÖ-Vorsitzenden Heinz-Christian Strache im Gespräch 
mit einem sich als russische Oligarchin ausgebenden Lock­
vogel, der dubiose Investitionsmöglichkeiten in Österreich in 
Aussicht gestellt wurden. So schlug Strache bspw. öffentliche 
Aufträge als Gegenleistung für Parteispenden oder die Über­
nahme der größten österreichischen Zeitung vor, was ihm 
nach der Verbreitung des Videos den Vorwurf der Korruption 
einbrachte. In Folge der Veröffentlichung des Videos trat 
Strache zwar von seiner Position als Vizekanzler zurück. 
Nichtsdestotrotz zerbrach die Regierungskoalition aber nach 
weiteren Unstimmigkeiten. Anschließend entzog der Natio­
nalrat zum ersten Mal in der Geschichte der 2. Republik Ös­
terreichs der Regierung das Vertrauen. Da das Parlament sich 
lediglich auf eine Übergangsregierung einigen konnte, wur­
den verfassungsgemäß Neuwahlen für den 29. September 
angesetzt.

2  POLITISCHE INHALTE IM WAHLKAMPF 
ERNEUT DURCH SKANDALE ÜBERLAGERT

Der folgende Wahlkampf wurde unter dem Eindruck der 
Ibiza-Affäre wenig inhaltsbasiert geführt. So wird der Wahl­
kampf durch die Berichterstattung über parteiinterne Skan­
dale der ÖVP überschattet, wie bspw. der »Schredder-Affäre« 
oder dem Vorwurf, die Partei habe die gesetzliche Ober­
grenze der Wahlkampffinanzierung überschritten. Auch die 
BTV-Affäre war ein Thema, bei dem es um eine angeblich 
vom damaligen Innenminister Kickl (FPÖ) eingefädelte Haus­
durchsuchung beim Bundesamt für Verfassungsschutz und 
Terrorismusbekämpfung ging.

Nachdem 2017 das Thema Migration noch den Wahlkampf 
dominierte, hat sich der thematische Fokus dieses Jahr etwas 
verbreitert. Neben dem aktuell medial sehr relevanten Thema 
Klimaschutz (z.B. Einführung einer CO2-Steuer), spielten auch 
soziale Themen wieder eine stärkere Rolle. Insbesondere so­
zialdemokratische Kernthemen wurden medial breit disku­
tiert: Wie kann für ausreichend bezahlbaren Wohnraum ge­
sorgt werden? Welche Steuerpolitik ist auf der einen Seite 
sozial gerecht und sorgt auf der anderen Seite für den Erhalt 
und den Ausbau von Arbeitsplätzen? Wie kann der zuneh­
mende Pflegebedarf nachhaltig finanziert werden? Daneben 
kamen Themen rund um Migration und Asyl sowie kulturelle 
Fragen im Bereich der Religionsfreiheit zum Tragen.

3  METHODIK

Auf den Schaubildern in der folgenden Analyse sind die Posi­
tionen der österreichischen Parteien auf einer zweidimensio­
nalen Karte verzeichnet. Grundlage bilden die 30 wichtigsten 
Aussagen über besonders relevante Politikthemen in der 
derzeitigen politischen Debatte. Diese Inhalte gehen aus einer 
gründlichen Auswertung der Parteiprogramme und des poli­
tischen (Medien-)Diskurses hervor. Jede dieser Aussagen be­
zieht sich auf einen politischen Inhalt, der sich als »links« oder 
»rechts« beziehungsweise als »libertär« oder »autoritär« 
einordnen lässt. Die Antworten auf diese Aussagen liegen 
auf einer fünfstufigen Skala: »Stimme überhaupt nicht zu«, 
»Stimme nicht zu«, »Neutral«, »Stimme zu«, »Stimme voll­
ständig zu«. Die Position der Parteien zu diesen Aussagen ist 
jeweils entsprechend ihren offiziellen Verlautbarungen in 
Veröffentlichungen, Wahlkampfdokumenten und Medien­
auftritten kodiert. 

Die Schaubilder entstanden auf Basis sämtlicher Positionen 
der Parteien in den beiden Dimensionen (der Links-Rechts- 
und der Libertär-Autoritär-Dimension). Die tatsächliche Posi­
tion der Partei liegt im Zentrum der jeweiligen Ellipse. Die El­
lipsen repräsentieren die Standardabweichungen der Ant­
worten der Parteien auf alle Aussagen, die für den Aufbau 
der Achsen verwendet wurden. Daher ist die Ellipse von 
Parteien mit sowohl linken wie auch rechten politischen In­
halten auf der Links-Rechts-Achse breiter. Parteien mit so­
wohl libertären als auch autoritären Politikinhalten verzeich­
nen eine längere Ellipse auf der libertär-autoritären Achse.
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SPÖ: Klassisch sozialdemokratisches Programm mit differenzierten gesellschaftspolitischen Positionen

4  SPÖ: KLASSISCH SOZIALDEMO
KRATISCHES PROGRAMM MIT DIFFEREN-
ZIERTEN GESELLSCHAFTSPOLITISCHEN 
POSITIONEN

Seit Gründung der Zweiten Österreichischen Republik nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs zählt die SPÖ zusammen mit 
der ÖVP zu den wichtigsten politischen Akteuren der öster­
reichischen Parteienlandschaft und gilt als eine von zwei 
Volksparteien. Die Partei regierte anfangs noch als Junior­
partner in verschiedenen Koalitionsregierungen mit der ÖVP, 
stellte aber ab den 1970er Jahren als stärkste Kraft für 30 
Jahre ununterbrochen den Bundeskanzler. Was zu Beginn 
mit absoluten Mehrheiten im Nationalrat noch ohne die Un­
terstützung anderer Parteien möglich war, musste ab 1983 
durch wechselnde Koalitionspartner sichergestellt werden. 
So regierte von 1983 bis 1986 eine SPÖ-FPÖ Koalition (die 
FPÖ galt damals noch nicht als rechtspopulistische Partei), auf 
die bis 1999 mehrere SPÖ-geführte Bundesregierungen mit 
der ÖVP als Koalitionspartner folgten. Nach sieben Jahren in 
der Opposition folgten bis zur letzten Nationalratswahl im 
Jahr 2017 wieder drei SPÖ-Kanzlerschaften (Gusenbauer, 
Faymann, Kern) mit der ÖVP als Juniorpartner. Obwohl sich 
die massiven Stimmverluste der vergangenen Wahlen 2017 
nicht fortsetzen, führten die Zugewinne der ÖVP und der 
FPÖ in Kombination mit schlechten Zustimmungswerten zur 
bisherigen großen Koalition zu einem Regierungswechsel in 
Form der ÖVP-FPÖ-Koalition. Seitdem musste die SPÖ, wie 
viele ihrer sozialdemokratischen Schwesterparteien in Europa, 

trotz diverser Skandale der Regierung sinkende Umfrage­
werte verzeichnen. So wird die SPÖ nach aktuellen Progno­
sen zwar (vermutlich) zweitstärkste Kraft hinter der ÖVP und 
vor der FPÖ bleiben, jedoch ist mit knapp über 20 Prozent 
das historisch schlechteste Ergebnis für die Partei bei einer 
Nationalratswahl zu befürchten.

Unter der Parteivorsitzenden und Kanzlerkandidatin Pamela 
Rendi-Wagner steht die SPÖ, wie auch die Sozialdemokratie 
in Europa insgesamt, vor weitreichenden Herausforderungen. 
Die frühere Kernwählerschaft der Partei, die Arbeiter_innen, 
wählen mittlerweile häufig rechtspopulistische Parteien, so­
dass die Stammwählerschaft heute vornehmlich aus Pensio­
när_innen besteht. Versuche, eine jüngere Zielgruppe zu ge­
winnen, gestalten sich unter dem Eindruck der Fridays-For-Fu­
ture-Bewegung und den dadurch erstarkenden Grünen 
ebenfalls schwierig.

Trotzdem geht die SPÖ mit einem klassisch sozialdemokrati­
schen Programm in den Wahlkampf: Neben der Forderung 
nach einer Verkürzung der Wochenarbeitszeit bzw. der 
Rücknahme der Legalisierung des 12-Stunden-Arbeitstages, 
steht sie sowohl für die Senkung der Einkommensteuer für 
Geringverdienende – bei gleichzeitiger Einführung einer Erb­
schaftssteuer für große Vermögen – als auch für eine Ober­
grenze der Mietpreise. Zusammen mit der Ablehnung einer 
Erhöhung des Pensionseintrittsalters führen die sozioökono­
mischen Forderungen der SPÖ zu einer klar linken Positionie­
rung.
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – Wo stehen die Parteien in Österreich? 

5  ÖVP: KONSERVATIVE POSITIONEN 
GEPAART MIT LIBERALER WIRTSCHAFTS-
POLITIK

Nach dem historisch schlechten Abschneiden der ÖVP bei 
der Nationalratswahl 2013 sollte ein Re-Branding unter dem 
neuen Parteivorsitzenden Sebastian Kurz vor der Wahl 2017 
zu einer politischen Renaissance führen. Die nun unter dem 
Namen »Die neue Volkspartei« antretende ÖVP gewann die 
Wahl 2017 mit deutlichen Stimmzuwächsen und koalierte in 
der Folge mit der FPÖ, bevor diese Koalition im Zuge der Ibi­
za-Affäre im Juni 2019 ein vorzeitiges Ende fand.

Trotz des »neuen Anstrichs« in Form des neuen Slogans, in­
ternen Personalwechseln und der Zentralisierung der Partei­
organisation blieb die ÖVP ihrem bürgerlich-wirtschaftslibe­
ralen Programm treu. Nachdem der Wahlkampf 2017 stark 
auf das Thema Zuwanderung fokussiert war, stellte sich die 
ÖVP diesmal thematisch flexibler auf. Neben einer verpflich­
tenden Pflegeversicherung, welche sie als einzige im Natio­
nalrat vertretene Partei fordert, setzt die ÖVP auf eine wirt­
schaftsliberale Agenda mit Forderungen wie der Senkung 
der Unternehmenssteuern, dem Schutz von Erbschaften vor 
Besteuerung oder der Einführung von nachgelagerten Stu­
diengebühren. So spricht sie mit ihren wirtschaftspolitischen 
Positionen vorwiegend Besserverdienende und Selbstständi­
ge an.

Auf der gesellschaftspolitischen Achse (libertär/progressiv vs. 
autoritär/konservativ) lässt sich die SPÖ zwar generell auf der 
progressiven Seite verorten. Diese Positionierung ist aber 
nicht so eindeutig wie die linke Einordnung auf der sozioöko­
nomischen Achse. Zwar bekennt sich die Partei zu progressi­
ven Standpunkten wie einer bindenden Frauenquote auf 
Wahllisten, der Einführung einer CO2-Steuer, der gemeinsa­
men Schule für alle Zehn- bis Vierzehnjährigen und zur zivilen 
Seenotrettung. Bei Fragen der Migrationspolitik sowie kultu­
rellen Themen zeichnet sich jedoch ein ambivalentes Bild. 
Während auf der einen Seite zum Beispiel eine progressive 
Haltung gegenüber dem Islam eingenommen wird, stimmt 
die SPÖ andererseits für eine konsequente Abschiebung von 
straffällig gewordenen Asylsuchenden und eine Beschrän­
kung der Zuwanderung nach Österreich (insbesondere im 
Bereich Arbeitsmigration). Darüber hinaus sollen sich bereits 
Zugewanderte an die österreichische Kultur anpassen und 
das Wahlrecht auf Bundesebene soll weiterhin an die öster­
reichische Staatsbürgerschaft gekoppelt bleiben. Trotz der 
Breite im Bereich der gesellschaftlichen Positionen, die auch 
konservative Positionen umfassen, erscheint aufgrund gra­
vierender Differenzen hinsichtlich der sozial- bzw. wirt­
schaftspolitischen Standpunkte auch nach der anstehenden 
Nationalratswahl eine Koalitionsbildung weder mit der ÖVP 
noch mit der FPÖ wahrscheinlich.  

AUTORITÄR

RECHTS
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Abbildung 2  
Positionen: ÖVP
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FPÖ: Traditionelles Gesellschaftsbild und Wirtschaftsliberalismus als Wahlkampfstrategie

führte, ist die weitere Entwicklung offen. Trotz neuem 
Wahlkampfduo, bestehend aus Parteivorsitzendem Hofer 
und Hardliner Kickl, dem Ex-Innenminister und amtierenden 
Fraktionsvorsitzendem im Nationalrat, scheint das Vertrauen 
der Wählerinnen und Wähler in die Freiheitlichen gestört. 
Nichtsdestotrotz kann sich die Partei erfolgreich als Opfer 
einer »Schmutzkübelkampagne« stilisieren.

Im Wahlkampf wirbt die Partei öffentlich für eine erneute 
Koalition mit der ÖVP, was auch die inhaltliche Nähe der 
beiden Parteien unterstreicht. So steht die FPÖ ebenso für 
eine wirtschaftsliberale Steuerpolitik und befürwortet glei­
chermaßen die Verankerung einer Schuldenbremse in der 
Verfassung.

Auf der gesellschaftlichen Ebene vertritt die FPÖ sehr konser­
vative Positionen, wie die Ablehnung des politischen Islams 
oder das Festhalten an »christlich-österreichischen« Werten, 
ist hier aber deutlich radikaler als die ÖVP (z.B. im Bereich des 
Kopftuchverbots und der Beibehaltung christlicher Symbole 
in öffentlichen Einrichtungen). Hinzu kommen Forderungen 
nach der Abschaffung der Rundfunkgebühren und der Ein­
führung von Volksentscheiden. Darüber hinaus steht die 
Partei als einzige im Spektrum dem Euro ablehnend und dem 
Klimaschutz skeptisch (O-Ton: »Klima-Hysterie«) gegenüber 
und fordert eine Beendigung der Russland-Sanktionen. Ins­
gesamt positioniert sie sich am unteren rechten Rand der 
politischen Landschaft und bildet damit das Gegengewicht 
zu progressiv-linken Akteuren wie den Grünen.  

Gesellschaftspolitisch ist die Partei weiterhin eindeutig kon­
servativ positioniert. Die Beschränkung der Zuwanderung bei 
gleichzeitiger Ablehnung des politischen Islams und einer 
kulturell restriktiven Sozialpolitik (Ausländerklassen, Sozial­
leistungen gebunden an Deutschkenntnisse) »ziehen« die 
Partei in Richtung des konservativ-autoritären Pols der gesell­
schaftspolitischen Achse. Insgesamt lässt sich in vielen Berei­
chen eine weitreichende Überschneidung mit den Forderun­
gen der Freiheitlichen erkennen, wenngleich diese von der 
ÖVP größtenteils deutlich gemäßigter formuliert werden. 
Außerdem versucht sich die ÖVP bspw. durch das von ihr 
geforderte (allgemein umstrittene) Verbot der »Identitären 
Bewegung« von der FPÖ und der mit ihr assoziierten extre­
men Rechten abzugrenzen. Nichtsdestotrotz  deutet die Nä­
he in der politischen Landschaft darauf hin, dass eine etwaige 
Neuauflage der Koalition mit der FPÖ zumindest inhaltlich 
nahe liegt. 

6  FPÖ: TRADITIONELLES GESELL-
SCHAFTSBILD UND WIRTSCHAFTSLIBE-
RALISMUS ALS WAHLKAMPFSTRATEGIE

Unter dem Parteivorsitzenden Heinz-Christian Strache konn­
te sich die FPÖ (wieder) zu einem den beiden Volksparteien 
stimmenmäßig nahezu ebenbürtigen Akteur entwickeln. 
Nach der Ibiza-Affäre, die zum Rücktritt von Strache als Par­
teivorsitzendem und dem Bruch der Koalition mit der ÖVP 
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – Wo stehen die Parteien in Österreich? 

Zudem befürwortet die Partei klar die europäische Integration, 
was sich unter anderem in der Forderung nach mehr Kompe­
tenzen für die EU im Bereich der Außen- und Klimapolitik 
widerspiegelt.

8  GRÜNE: KLIMASCHUTZ UND SOZIAL-
POLITIK

Unter dem Hashtag »Comeback« wirbt die Partei »Die Grü­
nen – Die Grüne Alternative« für ihren Wiedereinzug in den 
Nationalrat, nachdem sie 2017 an der Vier-Prozent-Hürde 
scheiterte und somit kein Nationalratsmandat erlangen 
konnte. Spätestens nach dem guten Abschneiden bei der 
Europawahl (14%) scheint die durch parteiinterne Streitig­
keiten und die Abspaltung einer Parlamentsgruppe um den 
Abgeordneten Peter Pilz hervorgerufene Krise beendet. Die 
Grünen stellen sich zu dieser Wahl gewohnt progressiv-links 
auf und konkurrieren so zusammen mit der SPÖ und NEOS 
um die Stimmen der gut gebildeten Großstädter_innen.

Unter dem Parteivorsitzenden und Spitzenkandidaten Wer­
ner Kogler steht das klassisch grüne Anliegen Klimaschutz 
klar im Vordergrund. So sind die Einführung der CO2-Steuer 
sowie der Ausbau des öffentlichen Personenverkehrs wichti­
ge Forderungen der Partei. In Kombination mit dem Eintreten 
für mehr Transparenz in der Politik, in Form von erweiterten 
Kontrollmöglichkeiten für den Rechnungshof, »zieht« die 

7  NEOS: FÜR EINE PROGRESSIVE GESELL-
SCHAFT UND LIBERALE WIRTSCHAFTS-
POLITIK

Aus dem Stand gelang der 2012 gegründeten liberalen Partei 
NEOS bei der Nationalratswahl 2013 der Sprung über die 
Vier-Prozent-Hürde und somit der Einzug in den Nationalrat. 
In der Folge konnte sie ihre Position behaupten und ist aktuell 
sowohl weiterhin im Nationalrat als auch in fünf von neun 
Landtagen sowie im Europaparlament vertreten. Mit dem 
Wechsel an der Spitze bezeichnet sich NEOS unter der neuen 
Vorsitzenden Meinl-Reisinger in Abgrenzung zu extremeren 
Tendenzen in der Parteienlandschaft als Partei der »progres­
siven Mitte«. Ihre Kernwählerschaft hat NEOS hauptsächlich 
unter jungen Akademiker_innen und Selbstständigen, die 
vorwiegend in den Großstädten Österreichs beheimatet sind.

Kernanliegen der Partei sind eine Reform der Bildungspolitik, 
die Trennung von Kirche und Staat sowie eine allgemeine 
Steuersenkung. Darüber hinaus tritt sie auf der wirtschafts­
politischen Ebene für die Flexibilisierung des Renteneintritts­
alters sowie für nachgelagerte Studiengebühren ein, was sie 
auf der sozioökonomischen Achse nach rechts «zieht».

Auf der gesellschaftspolitischen Achse strebt NEOS klar in 
den progressiv-libertären Bereich. Für diese Positionierung 
sind bspw. die Befürwortung einer CO2-Steuer, eine Auswei­
tung der Parteienkontrolle durch den Rechnungshof und eine 
liberale Haltung in der Migrationspolitik ausschlaggebend. 
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JETZT: Selbstverständnis als Kontrollinstanz mit links-progressiven Inhalten

ter Kritiker des Ex-Kanzlers Kurz auf, dessen Wiederwahl er 
nach dem Misstrauensvotum im Mai gesetzlich verhindern 
möchte. Als Oppositionspartei sieht die Partei ihre Kernauf­
gabe in der Kontrolle der Regierung und hegt somit keine 
Regierungsambitionen.

Inhaltlich positioniert sich JETZT sowohl auf der sozioökono­
mischen als auch auf der gesellschaftspolitischen Achse zwi­
schen SPÖ und Grünen im links-progressiven Spektrum. Die 
Forderungen der Partei überschneiden sich demnach in vielen 
Punkten mit denen der beiden anderen Parteien, wobei sie 
sich nicht auf ein bindendes Wahlprogramm beruft. So sind 
bspw. Umweltschutz, in Form einer CO2-Steuer, Transparenz 
in der Politik (mehr Kompetenzen für den Rechnungshof im 
Bereich der Kontrolle von Parteifinanzen) oder die Einführung 
einer Erbschaftssteuer wichtige Wahlkampfthemen der Par­
tei. Weiterhin zu erwähnen ist die streng säkulare Ausrich­
tung mit der Ablehnung des politischen Islam und der Forde­
rung nach einer strikteren Trennung von Kirche und Staat, 
die mit dem von Peter Pilz ausgerufenen linkspopulistischen 
Kurs erklärbar sind. 

Forderung nach einer liberaleren Migrationspolitik die Grü­
nen auf der gesellschaftspolitischen Achse zum progressiven 
Pol. Darüber hinaus trägt auch der Einsatz für die Gleichstel­
lung der Geschlechter durch verbindlich quotierte Wahllisten 
zu dieser Positionierung bei.

Im Bereich der sozioökonomischen Ebene nimmt die Partei 
einen Platz am linken Rand ein. Diese Positionierung begrün­
det sich sowohl aus der Forderung der Rücknahme des um­
strittenen Arbeitszeitgesetzes und der perspektivischen Ver­
kürzung der Wochenarbeitszeit als auch aus der Befürwor­
tung einer Mietobergrenze. 

9  JETZT: SELBSTVERSTÄNDNIS ALS 
KONTROLLINSTANZ MIT LINKS-
PROGRESSIVEN INHALTEN

Als Newcomer zog die Partei »Liste Peter Pilz« bei der Wahlen 
2017 direkt in den österreichischen Nationalrat ein, damals 
noch ohne den Zusatz »JETZT«. Der Parteigründung voraus­
gegangen war der Austritt einiger ParlamentarierInnen der 
Grünen rund um den Abgeordneten Peter Pilz. Vorwürfe der 
sexuellen Belästigung gegenüber Pilz sowie interne Streitig­
keiten rund um die Besetzung von Posten schadeten dem 
Ansehen der Partei in den letzten Jahren erheblich, sodass 
die meisten nicht mit einem Wiedereinzug in den Nationalrat 
rechnen. Nichtsdestotrotz tritt Pilz im Wahlkampf als heftigs­

AUTORITÄR

RECHTS

30-
Stunden-
Woche

Nativismus, Traditionalismus, Sicherheitsstaat, Monokulturalismus 

LINKS
Vermögensumver

teilung, soziale 
Gerechtigkeit, 

Schutz des 
Arbeitsplatzes,  
Intervention des 

Staates

Marktfreiheit, 
Wohlfahrtskürzungen, 

Deregulierung der 
Wirtschaft, 

Flexibilisierung des 
Arbeitsmarkts 

LIBERTÄR
Freiheit des Individuums, Emanzipation, Säkularismus, Multikulturalismus 

Abschaffung 
12-Stunden-Tag

Obergrenze 
Mietpreise

Familienbonus 
für 

Geringverdiener

Arbeitserlaubnis für 
Asylbewerber

Gemeinsame 
Schule 10-14-

Jährige

Schutz vor sexueller 
Diskriminierung

EU-Verteilung 
Flüchtlinge

EU-Seenotrettung

CO2-Steuer

Entfernung 
Kreuze aus 

Schulen

Prüfung 
Parteifinanzen 

durch 
Rechnungshof

Frauenquote 
Wahllisten

Islam passt auch 
zu Österreich

Kontrolle
durch Social-Media-Anbieter

Abbildung 5  
Positionen: GRÜNE



8

FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – Wo stehen die Parteien in Österreich? 

10  ZUSAMMENFASSUNG UND VER-
GLEICH ZUR NATIONALRATSWAHL 2017

Das österreichische Parteiensystem ist und bleibt hochgradig 
polarisiert. Im Vergleich zu 2017 hat die Polarisierung sogar 
fast noch zugenommen, da sich die SPÖ klarer als zuvor als 
libertäre Partei positioniert hat. Obwohl sie gerade in Fragen 
der Migration und Integration nach wie vor restriktivere Posi­
tionen vertritt als die Grünen, hat sich ihre Ausrichtung leicht 
in den libertären Bereich verschoben. Das hat ihrer Unter­
scheidbarkeit zu den Grünen, die ihre Position fast nicht ver­
ändert haben, womöglich geschadet.

Doch auch im konservativen Spektrum hat es Veränderungen 
gegeben. Die ÖVP hat ihr Angebot an die Wähler_innen be­
sonders in der Wirtschaftspolitik im Vergleich zu 2017 aus­
geweitet. Zwar ist die Stoßrichtung unverändert liberal, aller­
dings wurde durch die Forderung einer obligatorischen Pfle­
geversicherung ein neuer Akzent gesetzt, der die Partei in 
dieser Hinsicht stärker in die Mitte rückt. Die FPÖ hat sich 
hingegen wirtschaftspolitisch in den vergangenen Jahren 
stärker auf den rechten Rand verengt. Das könnte der ÖVP, 
zusammen mit einem beliebten Spitzenkandidaten, geholfen 
haben, mehr Wähler_innen zu erreichen als bei der Wahl 
zuvor. Praktisch unverändert bleiben die NEOS, die weiter als 
einzige Partei liberale wirtschaftspolitische Forderungen mit 
einer libertären Gesellschaftspolitik verbinden.
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Zusammenfassung und Vergleich zur Nationalratswahl 2017
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – Wo stehen die Parteien in Österreich? 
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Die Studie vermisst die programma­
tische Ausrichtung aller Parteien in 
Österreich, die eine realistische Chance 
haben, 2019 in den Nationalrat einzu­
ziehen. Das Ergebnis ist ein Gesamt­
überblick über die programmatischen 
Parteistrategien.

Das Parteiensystem vor der National­
ratswahl 2019 ist programmatisch po­
larisiert. Keine Partei nimmt eine aus­
drückliche Mitte-Position ein.

Im Vergleich zur Nationalratswahl 2017 
hat sich das Programm der SPÖ in der 
Gesellschaftspolitik leicht in eine liber­
tärere Richtung verschoben. Die ÖVP 
hingegen hat sich in der Wirtschaftspo­
litik leicht auf die Mitte zubewegt.

WO STEHEN DIE PARTEIEN IN ÖSTERREICH? 
Eine Analyse der Parteiprogramme zur Nationalratswahl 2019

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier: 
www.fes.de/stiftung/internationale-arbeit


